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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Februar 1970 

III/l -68070- E -Pr 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betru Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar^/Finanzpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates mit Durchführungsbe- 
stimmungen zu Artikel 11 und Artikel 12 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1975/69 zur Einführung einer Prämien- 
regelung für die Schlachtung von Kühen und die Nicht- 
vermarktung von Milch und Milcherzeugnissen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
mit Durchführungsbestimmungen zu Artikel 11 und Artikel 12 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 zur Einführung 
einer Prämienregelung für die Schlachtung von Kühen und die 
Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), geändert durch 
Verordnung (EWG) Nr. 2463/69^), 

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 des 
Rates vom 6. Oktober 1969 zur Einführung einer 
Prämienregelung für die Schlachtung von Kühen 
und die Nichtvermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen ■^), insbesondere auf Artikel 13, Ab- 
satz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 sind allgemeine Durchführungsvorschrif- 
ten zu Artikel 11 und Artikel 12 Absatz 1 der 
genannten Verordnung zu erlassen. 

Zur Gewährleistung d er tatsächlichen und korrekten 
Durchführung der gemäß Artikel 1 und 5 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1975/69 finanzierten Hand- 
lungen sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen; 
Unregelmäßigkeiten und Betrügereien sind zu unter- 
binden und gegebenenfalls zu verfolgen. 

Die diesbezüglich von den Mitgliedstaaten ge- 
troffenen Maßnahmen sind systematisch zu prüfen. 

Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
sieht vor, daß bei Nichteinhaltung der Verpflichtung 
die gezahlten Beträge wieder einzuziehen sind. 
Diese Beträge sind zur Hälfte zur Verringerung der 
vom Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, ge- 
mäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 zu vergütenden Ausgaben zu ver- 
wenden. 

Die Möglichkeit kann nicht ausgeschlossen wer- 
den, daß Unregelmäßigkeiten oder Betrügereien erst 


nach Tätigwerden der Auszahlungsorgane bzw. 
-stellen entdeckt werden und die jeweils gezahlte 
Summe nicht mehr gänzlich zurückerlangt werden 
kann. Deshalb ist die Frage der finanziellen Verant- 
wortlichkeit bei derartigen Verlusten zu klären. Die 
dem Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 am meisten entsprechende Lösung wäre, 
diese Verluste zu gleichen Teilen durch die Gemein- 
schaft und durch die einzelnen Mitgliedstaaten 
tragen zu lassen außer bei Fahrlässigkeit seitens 
der Verwaltung der betreffenden Mitgliedstaaten 
bzw. deren Dienststellen. 

Zur allgemeinen Erleichterung der Arbeit des 
EAGFL haben sich Vergütungsanträge der Mitglied- 
staaten auf während eines Kalenderjahres getätigte 
Ausgaben zu beziehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten setzen alles daran, 

— für die tatsächliche und korrekte Durchfüh- 
rung der gemäß Artikel 1 und 5 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1975/69 

finanzierten Handlungen zu sorgen, 

— Unregelmäßigkeiten und Betrügereien zu 
unterbinden und zu verfolgen, 

— bei Nichteinhaltung der in Artikel 2 Buch- 
stabe a) und in Artikel 6 vorgesehenen Ver- 
pflichtung der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
die gezahlten Beträge wieder einzuziehen. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über die getroffenen Maßnahmen und teilen ihr 
vor allem regelmäßig den Stand der Verwal- 
tungs- bzw. Rechtsverfahren im Falle von Fahr- 
lässigkeit oder regelwidrigem Tun mit. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 21; 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969, S. 3; 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1. 
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2. Auf Grund des Artikels 11 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1975/69 wieder eingezogene Beträge 
werden an die Auszahlungsorgane bzw. -stellen 
überwiesen und von diesen zur Hälfte zur Ver- 
ringerung der vom Fonds zu finanzierenden Aus- 
gaben verwendet. 

3, Die finanziellen Folgen regelwidriger Tätig- 
keiten bzw. von Betrügereien sind zu gleichen 
Teilen von der Gemeinschaft und von den Mit- 
gliedstaaten zu tragen außer bei Fahrlässig- 
keit seitens der Verwaltung der betreffenden 
Mitgliedstaaten bzw. deren Dienststellen. 


Artikel 2 

1. Anträge auf Vergütung gemäß Artikel 22 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 beziehen sich 
auf von den Mitgliedstaaten im Laufe des Kalen- 
derjahres betätigte Ausgaben und werden dei 
Kommission einmal jährlich vor dem 31. Oktober 
des folgenden Jahres eingereicht. 

2. Die Kommission entscheidet über diese Anträge 
nach Anhörung des Fondsausschusses. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Um die Steigerung der Milcherzeugung einzu- 
dämmen, hat der Rat durch Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 vom 6. Oktober 1969 beschlossen, die 
Tendenz zur Aufgabe der Milcherzeugung zu 
begünstigen, die bei bestimmten Arten von Be- 
trieben in der Gemeinschaft besteht, indem er 
eine Prämienregelung für die Schlachtung von 
Kühen und die Nichtvermarktung von Milch und 
Milcherzeugnissen eingeführt hat. 

2. Mit dem vorliegenden Vorschlag sollen die 
allgemeinen Anwendungsbestimmungen des 
Artikels 11 und 12 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1975/69 definiert werden, die vor- 
sehen: 


die Erstattung von 50 Vo der durch die Mit- 
gliedstaaten an die Begünstigten überwiese- 
nen Prämien durch den EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung. 

3. Da die Auszahlung der Prämien durch die Mit- 
gliedstaaten vorgenommen werden soll, ist es 


erforderlich, daß diese alle notwendigen Maß- 
nahmen treffen, um sicherzustellen, daß die 
Finanzierung ordnungsgemäß abgewickelt wird, 
um gegebenenfalls Betrugsfälle zu verhindern 
und im Falle der Nichtbeachtung der oben unter 
Absatz 2 genannten Verpflichtung die gezahlten 
Beträge wieder einzuziehen. 

Die aus diesem Grund von den Zahlstellen eines 
jeden Mitgliedstaates wieder eingezogenen Be- 
träge sollen, da die Finanzierung zu gleichen 
Teilen von der Gemeinschaft und von den Mit- 
gliedstaaten vorgenommen wird, zur Hälfte von 
den Ausgaben abgesetzt werden, die von dem 
Fonds finanziert werden. 

Außerdem soll die finanzielle Verantwortung für 
die Schäden, die sich aus der Unmöglichkeit er- 
geben, die Prämien wieder einzuziehen, zu 
gleichen Teilen von der Gemeinschaft und von 
den Mitgliedstaaten getragen werden, sofern 
nicht Fahrlässigkeit vorliegt, die den Verwaltun- 
gen der Mitgliedstaaten oder den von diesen 
beauftragten Stellen anzulasten ist. 

Um die Tätigkeit der Abteilung Ausrichtung des 
EAGFL zu erleichtern, ist es wünschenswert, daß 
die Erstattungsanträge, die der Kommission von 
den Mitgliedstaaten vorgelegt werden, sich auf 
die Ausgaben beziehen, die während eines 
Kalenderjahres vorgenommen worden sind, und 
daß die Erstattungsanträge einmal jährlich vor 
dem 31. Oktober des folgenden Jahres vorgelegt 
werden. 


Die Einziehung der überwiesenen Prämien 
durch die Mitgliedstaaten, wenn die Begün- 
stigten die Verpflichtung, innerhalb einer 
Periode von fünf Jahren, gerechnet vom Zeit- i 
punkt des Eingangs des Prämienantrags, voll- | 
ständig auf die Erzeugung oder die Vermark- 
tung von Milch zu verzichten, nicht einhält, 
und zwar dies unbeschadet etwaiger straf- j 
rechtlicher Verfolgungen; 


4 



